
Vor mehr als 30 Jahren fiel die Berliner Mauer. Politik wie Wissenschaft be-
schäftigte von Anfang an die Frage nach dem politischen Zusammenwachsen 
der beiden Teile Deutschlands. Doch schon in der zweiten Hälfte der 1990er-Jah-
re wurden Stimmen laut, die das Thema für erledigt erklärten, da die innere 
Einheit von Ost und West bereits existiere. Dagegen gab es deutliche Kritik, nicht 
zuletzt, weil die Empirie nicht dafür spricht. Unmittelbar nach der Vereinigung 
und bis in die Mitte der 1990er-Jahre hinein klaffte eine große Lücke in den 
Einstellungen von Bürger*innen der alten und der neuen Bundesländer: Etwa 80 
Prozent der Westdeutschen, aber nur um die 40 Prozent der Ostdeutschen waren 
der Ansicht, dass die Demokratie der Bundesrepublik die beste Staatsform sei. 
Mitte der Zweitausender hatte sich das Bild gebessert. Die Demokratie hielten 
etwas mehr als 80 Prozent der Westdeutschen und etwa 65 Prozent der Ostdeut-
schen für die beste Staatsform. Weitere zehn Jahre später gab es kaum noch 
Unterschiede zwischen den beiden Teilen des Landes: Nun hielten sogar 82 Pro-
zent der Menschen in den östlichen Bundesländern die Demokratie für das bes-
te Modell. Dennoch sind sich die Menschen in Deutschland nicht über die Demo-
kratie einig, denn es bestehen nachhaltige Unterschiede bei weiteren Aspekten 
dieser Staatsform. So sind bis heute die Unterschiede in der Zufriedenheit mit 
dem Funktionieren der Demokratie in Deutschland relativ stabil. Seit der Verei-
nigung liegt der Anteil zufriedener Personen im Westen fast durchgehend um 
30 Prozentpunkte höher als im Osten (im Jahr 2017 80 gegenüber 50 Prozent). 
Auch die Wahlbeteiligung ist in Ostdeutschland konstant niedriger als in West-
deutschland, und einzelne Parteien können in den beiden Landesteilen deutlich 
unterschiedliche Wahlerfolge verbuchen.

Während die Parteienlandschaft – nicht zuletzt am WZB – vielfach erforscht 
wurde, ist über die Erwartungen der Menschen an die Demokratie und die Beur-
teilung der konkreten Leistungen des politischen Systems weniger bekannt. Für 
die Frage nach den Ursachen der beschriebenen Unterschiede sind solche Infor-
mationen allerdings von entscheidender Bedeutung. Denn höhere Erwartungen 
können leichter enttäuscht werden als geringere. Zudem kann die Frage nach 
der Legitimität der Demokratie in Deutschland nur beantwortet werden, wenn 
die Ansprüche der Menschen an die Demokratie mit der (Nicht-)Erfüllung dieser 
Erwartungen gemeinsam betrachtet werden. Vereinfacht ausgedrückt könnte 
man sagen, dass Bürger*innen eine Vorstellung davon haben, wie Demokratie 
sein soll, und dies mit einer Beurteilung der Ist-Situation abgleichen. Liegt das Ist 
zu weit hinter dem Soll zurück, wird dem jeweiligen System keine Legitimität 
zugeschrieben. 

Mit dem Demokratiemonitor liegen nun erstmals Daten vor, die detaillierte 
Rückschlüsse auf die Erwartungen der Menschen in Deutschland erlauben. Da-
bei handelt es sich um eine große Online-Umfrage, die die Abteilung Demokratie 
und Demokratisierung des WZB in Kooperation mit der Bertelsmann Stiftung 
konzipiert hat. Ende April bis Mitte Juli 2019 wurden circa 10.000 Menschen 
sowohl über ihre Erwartungen an die Demokratie als auch die Performanz des 
Systems befragt. Dazu mussten die Befragten ihre Vorstellungen zur Gestaltung 
von Wahlen, Parlamenten, Parteien und Regierungen in einer Demokratie be-
schreiben und danach bewerten, ob diese durch das bundesrepublikanische Sys-
tem erfüllt werden. Es ging bei der Befragung also ganz direkt um die Frage 
nach politischer Legitimität, der Übereinstimmung zwischen Gewünschtem und 
Realisiertem, zwischen Soll und Ist. Bezogen auf das Soll beim Thema „Wahlen“ 
ging es zum Beispiel um die Zustimmung zu der Aussage „Alle Wähler und Wäh-
lerinnen sollten ihre Wahlentscheidung frei und unbeeinflusst treffen können“, 
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bezogen auf das Ist um die Zustimmung zu der Aussage „Alle Wähler und Wähle-
rinnen können ihre Stimme bei Wahlen frei und unbeeinflusst abgeben“. Auf 
einer 7-Punkte-Skala konnte die Stärke der Zustimmung zu den Aussagen ange-
geben werden. War die Antwort auf die Frage zum Soll zum Beispiel 6 und das Ist 
wurde mit 5 beurteilt, ergibt sich eine prozentuale Erfüllung des Solls von 
5/6*100, also ein Legitimitätswert von 83 Prozent. Da der Demokratiemonitor 
vier für die politische Repräsentation zentrale Institutionen und Akteure (Wah-
len, Parlamente, Parteien und Regierungen) einschließt, lässt sich mit seinen 
Daten ein relativ umfassendes Bild von der Legitimität der repräsentativen De-
mokratie in Deutschland zeichnen. Aus den vier Bereichen wurde zudem ein 
Gesamtwert repräsentativer Legitimität berechnet.

Insgesamt ist es um die Legitimität der deutschen politischen Ordnung recht gut 
bestellt. Im Durchschnitt liegen die Erfüllungswerte für Wahlen bei 83 Prozent, 
für Parlamente bei 72, für Parteien bei 78 und für Regierungen bei 71 Prozent. 
Der Durchschnittswert der Legitimität, also der durchschnittliche Erfüllungs-
grad des Solls, liegt damit bei 76 Prozent. Der Anteil derjenigen, die 90 Prozent 
und mehr erfüllt sehen, liegt bei knapp 20 Prozent der Befragten, der Anteil, der 
lediglich bis zu 50 Prozent erfüllt sieht, bei knapp 10 Prozent. Die ganz überwie-
gende Mehrheit der Bürger*innen in Deutschland spricht der repräsentativen 
Demokratie also eine hohe Legitimität zu.

Solch hohe Zustimmungswerte lassen darauf schließen, dass es kaum 
Ost-West-Unterschiede gibt. In der Tat: Der Abstand beträgt lediglich knapp drei 
Prozentpunkte in den Erfüllungsgraden zugunsten westdeutscher Bürger*in-
nen. Allerdings sind seit der Vereinigung fast 30 Jahre vergangen und damit ist 
etwa ein Fünftel der erwachsenen Bevölkerung bereits im bundesrepublikani-
schen System sozialisiert. Die Daten wurden deshalb auch nach Altersgruppen 
analysiert, damit eventuelle Unterschiede, die sich möglicherweise für ältere 
Generationen aus ihrer politischen Sozialisation in unterschiedlichen Systemen 
ergeben, nicht verdeckt werden. Dabei stellt sich heraus, dass Befragte, die jün-
ger als 35 Jahre sind, die Erfüllung ihrer Erwartungen in die Demokratie um 7 
Prozentpunkte höher bewerten als Befragte, die älter als 35 Jahre sind. 

Kombiniert man nun die Kategorien Ost/West und Alter, können Aussagen 
über die Systemsozialisation und Erfahrungen der Menschen getroffen wer-
den. Dabei zeigt sich: Der Unterschied zwischen Jüngeren und Älteren ist deut-
lich größer als zwischen Ost und West. Dabei sind es bei den Jüngeren wie bei 
den Älteren durchaus die Ostdeutschen, die der Demokratie weniger Legitimi-
tät zusprechen (vier Prozentpunkte Unterschiede bei den Jüngeren, zwei Pro-
zentpunkte bei den Älteren). Werden die Anteile betrachtet, die mindestens 75 
Prozent des von ihnen gewünschten Solls als erfüllt ansehen, sind die Diffe-
renzen deutlich größer: Bei den Älteren liegt der Anteil der Personen, die dem 
System sehr hohe Legitimität zusprechen, bei 57 Prozent in den alten und bei 
51 Prozent in den neuen Bundesländern. Zwischen den Jüngeren liegt der Un-
terschied mit 74 zu 62 Prozent fast doppelt so hoch. 

Interessant erscheint beim Vergleich der Altersgruppen aber noch folgender 
Befund: Die Älteren haben deutlich andere Soll-Vorstellungen an die Demokratie 
als die Jüngeren. Die Stärke der Soll-Vorstellungen wird bestimmt als Anteil der 
gewünschten an der maximalen Stärke. Wenn also ein Wert von 6 auf der 
7-Punkte-Skala vergeben wird, entspricht das knapp 86 Prozent des maximalen 
Solls. Während die Älteren etwa ein Soll von 84 Prozent im Durchschnitt der 
Skalen wünschen, liegt der Wert unter den Jüngeren bei knapp 76, also 8 Pro-
zentpunkte niedriger. Bezogen auf die Beurteilung der Erfüllung des Solls sind 
sich dann aber die Altersgruppen und auch Ost und West einig und sehen etwa 
die gleiche Erfüllung des gewünschten Solls.

Die Ergebnisse zeigen, dass die Menschen heute der Demokratie in Deutschland 
eine insgesamt hohe Legitimität zusprechen. Die recht deutlichen Ost-West-Un-
terschiede, die es in den ersten beiden Jahrzehnten nach der Vereinigung gab, 
haben sich anscheinend nachhaltig abgeschwächt. Vor allem gehen sie maßgeb-
lich nicht mehr auf unterschiedliche Systemerfahrungen zurück, denn es sind 
die jüngeren Generationen, bei denen der Unterschied zwischen Ost und West 
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beträchtlich ist. Es ist also wohl mehr die Situation als die Sozialisation, die die 
Erwartungen der Menschen beeinflusst.

Ein überraschender Befund bleibt: Die Jüngeren sprechen der Demokratie des-
wegen eine höhere Legitimität zu, weil sie geringere Erwartungen an das Sys-
tem haben. Damit scheinen Generationenunterschiede, die auch einen Unter-
schied zwischen Ost und West produzieren könnten, kaum noch relevant. 
Pauschalisierungen nach Ost und West mit Blick auf die Legitimität der Demo-
kratie und daraus möglicherweise resultierende Folgen – nicht zuletzt mit Blick 
auf aktuelle Wahlergebnisse – sind also nicht hilfreich und könnten ein weiteres 
Zusammenwachsen sogar behindern. Dass die Jungen generell weniger Ansprü-
che an die Demokratie haben, könnte zum Problem werden. Die Demokratie be-
darf deshalb der Weiterentwicklung. Sollten die Ergebnisse erste Hinweise dar-
auf sein, dass die Ansprüche an Demokratie erodieren und in der 
Generationenfolge die Erwartungen an demokratische Verfahren, Institutionen 
und Akteure geringer werden, wäre das kein gutes Zeichen für die Zukunftsfä-
higkeit des politischen Systems.
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